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Sächsisches Gesetz zur Förderung von Kindern 
in Tageseinrichtungen (Gesetz über Kinderta-
geseinrichtungen – SächsKitaG)  

Sächsisches Gesetz zur Förderung von Kin-
dern in Kindertageseinrichtungen und in Kin-
dertagespflege (Gesetz über Kindertagesbe-
treuung – SächsKitaG) 
 

Mit Änderung der Bezeichnung und der Kurzbezeich-
nung dieses Gesetzes wird die Kindertagespflege er-
gänzt. Dadurch wird auch gezeigt, dass die Kindertages-
pflege ein gleichrangiges Angebot zur Betreuung in Kin-
dertageseinrichtungen ist. Der in der Kurzbezeichnung 
verwendete Begriff „Kindertagesbetreuung“ umfasst die 
Kindertageseinrichtungen und die Kindertagespflege.  
 

   
§ 1 

Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen 
  

   
(1) Dieses Gesetz gilt für Kinderkrippen, Kindergär-
ten, Horte (Kindertageseinrichtungen) sowie für Kin-
dertagespflege, soweit sie nach § 3 Abs. 3 angebo-
ten wird. 
 

(1) Dieses Gesetz gilt für Kindertageseinrichtun-
gen und Kindertagespflege (Kindertagesbetreu-
ung). Kindertageseinrichtungen sind Kinderkrip-
pen, Kindergärten und Horte. Die Vorschriften des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch bleiben unbe-
rührt. 

Der Begriff „Kindertagesbetreuung“ wird legal definiert. 
Diese Legaldefinition wird in den nachfolgenden Vor-
schriften verwendet, soweit diese sowohl für Kinderta-
geseinrichtungen als auch für Kindertagespflege gelten 
sollen.  
 
Mit deklaratorischen Verweis in das Achte Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB VIII) wird auf die Vorschriften des SGB 
VIII hingewiesen, die ohnehin nach geltender Rechts-
lage zu beachten sind. Unmittelbar geltende Vorschriften 
des SGB VIII sind im SächsKitaG nicht zu wiederholen.  
 
Infolge des allgemeinen Verweises auf das SGB VIII 
können auch die Verweise auf konkrete Vorschriften des 
SGB VIII gestrichen werden, z. B. in § 1 Absatz 6 und 
§ 15 Absatz 5 SächsKitaG. 
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(4) Horte sind Einrichtungen für schulpflichtige Kin-
der in der Regel bis zur Vollendung der vierten 
Klasse. Sie können auch an Schulen mit Primarstufe 
mit Ausnahme der Förderschulen errichtet und be-
trieben werden. 
 

(4) Horte sind Einrichtungen für Kinder nach Schul-
eintritt in der Regel bis zur Vollendung der vierten 
Klasse. Sie können auch in oder an Schulen mit 
Primarstufe mit Ausnahme der Förderschulen er-
richtet und betrieben werden. 

Mit der Ergänzung soll verdeutlicht werden, dass Horte 
auch in den genannten Schulen zulässig sind, um eine 
effektive Nutzung (z. B. Doppelnutzung) von Räumlich-
keiten zu erleichtern oder den Aufbau eines rhythmisier-
ten Ganztags zu fördern. 

(6) Kindertagespflege wird gemäß § 23 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe 
– in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt 
durch Artikel 2 Absatz 8 des Gesetzes vom 21. Ja-
nuar 2015 (BGBI. I S. 10) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, durch eine geeig-
nete Kindertagespflegeperson angeboten. Die Kin-
dertagespflege kann im Haushalt der Kindertages-
pflegeperson oder der Erziehungsberechtigten oder 
mit Zustimmung der Gemeinde und des örtlichen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe in anderen 
kindgerechten Räumlichkeiten ausgeübt werden. 

(6) Kindertagespflege ist eine familiennahe Form 
der Bildung, Erziehung und Betreuung von Kin-
dern, insbesondere von Kindern bis zu drei Jahren. 
Die Kindertagespflege kann im Haushalt der Kin-
dertagespflegeperson oder der Erziehungsberech-
tigten oder mit Zustimmung der Gemeinde und des 
örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe in 
anderen kindgerechten Räumlichkeiten ausgeübt 
werden. 
 

In dem neuen Satz 1 wird nunmehr im Sinne der Begriffs-
definition das Profil der Kindertagespflege konkreter for-
muliert, so dass dies an anderer Stelle (§ 2 Absatz 6 
SächsKitaG) aufgehoben werden kann. 
 
Der bisherige Satz 1 kann aufgrund der allgemeinen Be-
zugnahme auf die Vorschriften des SGB VIII in Absatz 1 
SächsKitaG gestrichen werden. In § 22 Absatz 1 Satz 2 
SGB VIII wird geregelt, dass die Kindertagespflege von 
einer geeigneten Kindertagespflegeperson geleistet 
wird. In § 23 Absatz 3 sowie in § 43 Absatz 2 SGB VIII 
wiederum wird das Wort „geeignet“ erläutert.  
 

   
§ 2 

Aufgaben und Ziele 
  

   
(1) Kindertageseinrichtungen und Kindertages-
pflege begleiten, unterstützen und ergänzen die Bil-
dung und Erziehung des Kindes in der Familie. Sie 
bieten dem Kind vielfältige Erlebnis- und Erfah-
rungsmöglichkeiten über den Familienrahmen hin-
aus. Sie erfüllen damit einen eigenständigen alters- 
und entwicklungsspezifischen Bildungs-, Erzie-
hungs- und Betreuungsauftrag im Rahmen einer auf 
die Förderung der Persönlichkeit des Kindes orien-
tierten Gesamtkonzeption. Der Sächsische Bil-
dungsplan ist die Grundlage für die Gestaltung der 

(1) Kindertagesbetreuung begleitet, unterstützt 
und ergänzt die Bildung und Erziehung des Kindes 
in der Familie und fördert so die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. Eltern und Kindertageseinrich-
tungen sowie die Kindertagespflegestellen wirken 
dabei partnerschaftlich zusammen. Kindertages-
betreuung bietet dem Kind vielfältige Erlebnis- und 
Erfahrungsmöglichkeiten über den Familienrah-
men hinaus. Sie erfüllt damit einen eigenständigen 
alters- und entwicklungsspezifischen Bildungs-, 
Erziehungs- und Betreuungsauftrag im Rahmen 

Es handelt sich zum Teil um Folgeänderungen aufgrund 
der Legaldefinition in § 1 Absatz 1 Satz 1 SächsKitaG. 
Mit dem Begriff „Kindertagesbetreuung“ wird auch in den 
nachfolgenden Sätzen die Kindertagespflege umfasst.  
 
Die Ergänzung in Satz 1 dient der auszugsweisen dekla-
ratorischen Wiedergabe der Grundsätze der Förderung 
der Kindertagesbetreuung aus § 22 Absatz 2 SGB VIII, 
um diese Aspekte besonders hervorzuheben. 
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pädagogischen Arbeit in den Kindertageseinrichtun-
gen und in der Kindertagespflege. Dieser wird vom 
Staatsministerium für Kultus erstellt und weiterent-
wickelt. 
 

einer auf die Förderung der Persönlichkeit des Kin-
des orientierten Gesamtkonzeption. Der Sächsi-
sche Bildungsplan ist die verbindliche Grundlage 
für die Gestaltung der pädagogischen Arbeit in der 
Kindertagesbetreuung. Dieser wird vom Staatsmi-
nisterium für Kultus erstellt und bedarfsbezogen 
weiterentwickelt. 

Mit dem Wort „verbindlich“ wird die Bedeutung des Säch-
sischen Bildungsplans für die pädagogische Arbeit mit 
den Kindern gestärkt. 
Mit dem Wort „bedarfsbezogen“ wird klargestellt, dass 
eine Weiterentwicklung des Sächsischen Bildungspla-
nes nicht periodisch (d. h. in festen regelmäßigen Ab-
ständen) erfolgen soll, sondern wenn aufgrund sich ver-
ändernder gesellschaftlicher Rahmenbedingungen oder 
Schwerpunktsetzungen dafür ein Bedarf besteht. 
 

(2) Der ganzheitliche Bildungs-, Erziehungs- und 
Betreuungsauftrag dient vor allem  

1. dem Erwerb und der Förderung sozialer 
Kompetenzen wie der Selbständigkeit, der 
Verantwortungsbereitschaft und der Ge-
meinschaftsfähigkeit, der Toleranz und Ak-
zeptanz gegenüber anderen Menschen, 
Kulturen und Lebensweisen sowie gegen-
über behinderten Menschen und  

2. der Ausbildung von geistigen und körperli-
chen Fähigkeiten und Fertigkeiten insbe-
sondere zum Erwerb von Wissen und Kön-
nen, einschließlich der Gestaltung von 
Lernprozessen.  

Alle Mädchen und Jungen sind in ihren individuel-
len Wesens- und Interessenlagen wahrzunehmen. 
Diese sind angemessen zu berücksichtigen, um 
Benachteiligungen entgegenzuwirken und die 
Chancengleichheit zu fördern. Die Arbeit in den 
Einrichtungen soll sich am aktuellen Erkenntnis-
stand der Pädagogik, der Entwicklungspsychologie 

(2) Der ganzheitliche Bildungs-, Erziehungs- und 
Betreuungsauftrag dient vor allem  

1. dem Erwerb und der Förderung sozialer 
Kompetenzen wie der Selbstständigkeit, 
der Verantwortungsbereitschaft und der 
Gemeinschaftsfähigkeit, der Toleranz und 
Akzeptanz gegenüber allen Menschen, 
Kulturen und Lebensweisen,  

2. der Ausbildung von geistigen, körperlichen 
und sprachlichen Fähigkeiten und Fertig-
keiten, insbesondere zum Erwerb von Wis-
sen und Können, einschließlich der Gestal-
tung von Lernprozessen, 

3. der Befähigung zu einer gesunden Lebens-
führung sowie der Entwicklung des Ge-
sundheitsbewusstseins, insbesondere in 
Bezug auf hygienisches Verhalten, Körper-
pflege und Mundgesundheit, gesunde Er-
nährung und Bewegung,  

4. der Vermittlung eines verantwortungsvol-
len Umgangs mit der Umwelt und der Befä-
higung zum nachhaltigen und sozialen 
Handeln.  

Der Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrag wird 
im Hinblick auf die gesellschaftlichen und globalen Ent-
wicklungen und Herausforderungen geschärft, ohne 
dass die Rechtslage geändert wird. Die eingefügte Num-
mer 3 ergänzt und konkretisiert die in Nummer 2 aufge-
führte Aufgabe der Ausbildung von geistigen und körper-
lichen Fähigkeiten hinsichtlich der Aspekte der gesun-
den Lebensführung und der Entwicklung des Gesund-
heitsbewusstseins. Dies verdient auch im Rückblick auf 
die gesundheitlichen Herausforderungen der vergange-
nen Jahre ein besonderes Augenmerk. Die eingefügte 
Nummer 4 ergänzt und konkretisiert die in Nummer 1 
aufgeführte Aufgabe, indem sie ausdrücklich die Not-
wendigkeit benennt, zu einer verantwortungsbewussten 
nachhaltigen Lebensführung zu befähigen. 
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und Entwicklungsphysiologie sowie der Familien- 
und Bildungsforschung orientieren.  

 

Alle Kinder sind in ihren individuellen Wesens- und 
Interessenlagen wahrzunehmen. Diese sind ange-
messen zu berücksichtigen, um Benachteiligun-
gen entgegenzuwirken und die Chancengerechtig-
keit und Teilhabe zu fördern. Die Arbeit in den Ein-
richtungen soll sich am aktuellen Erkenntnisstand 
der Pädagogik, der Entwicklungspsychologie und 
Entwicklungsphysiologie sowie der Familien- und 
Bildungsforschung orientieren. 
 

Die Verwendung des Begriffs „Kinder“ dient einer ge-
schlechtergerechten Sprache. 
 
Die Verwendung der Wörter „Chancengerechtigkeit und 
Teilhabe“ dient einer sprachlichen Schärfung. 
 

(3) Die regelmäßige Gestaltung von Bildungsange-
boten in Kindertageseinrichtungen hat dem Über-
gang in die Schule Rechnung zu tragen. Dazu wird 
im Kindergarten zur Schulvorbereitung, insbeson-
dere im letzten Kindergartenjahr (Schulvorberei-
tungsjahr), vorrangig der Förderung und Ausprä-
gung sprachlicher Kompetenzen, der Grob- und 
Feinmotorik, der Wahrnehmungsförderung und der 
Sinnesschulung Aufmerksamkeit geschenkt. In 
diese Vorbereitung sollen im letzten Kindergarten-
jahr die für den Einzugsbereich zuständigen Schu-
len einbezogen werden. Die Kosten für zusätzliches 
Personal zur Umsetzung der Schulvorbereitung 
werden den Gemeinden vom Freistaat Sachsen im 
Rahmen des Landeszuschusses nach § 18 Abs. 1 
erstattet. Das Staatsministerium für Kultus wird er-
mächtigt, das Nähere zum Inhalt und zur Organisa-
tion der Schulvorbereitung durch Rechtsverordnung 
zu regeln. 
 

(3) Die regelmäßige Gestaltung von Bildungsange-
boten in der Kindertagesbetreuung hat auch dem 
Übergang in die Schule Rechnung zu tragen. Dazu 
wird zur langfristigen Schulvorbereitung vorrangig 
der Förderung und Ausprägung sprachlicher Kom-
petenzen, der Grob- und Feinmotorik, der Wahr-
nehmungsförderung und der Sinnesschulung Auf-
merksamkeit geschenkt. In diese Vorbereitung sol-
len im letzten Kindergartenjahr die für den Ein-
zugsbereich zuständigen Schulen und Horte über 
Kooperationsvereinbarungen einbezogen werden. 
§ 5 Absatz 5 des Sächsischen Schulgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Sep-
tember 2018 (SächsGVBl. S. 648), das zuletzt 
durch das Gesetz vom 2. Februar 2023 (Sächs-
GVBl. S. 62) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, bleibt unberührt. Die Kosten 
für zusätzliches Personal zur Umsetzung der 
Schulvorbereitung werden den Gemeinden vom 
Freistaat Sachsen im Rahmen des Landeszu-
schusses nach § 18 Absatz 1 erstattet. Das 
Staatsministerium für Kultus wird ermächtigt, das 
Nähere zum Inhalt und zur Organisation der Schul-
vorbereitung durch Rechtsverordnung zu regeln. 
 

Mit der Änderung wird deutlich gemacht, dass Schulvor-
bereitung eine langfristige Aufgabe ist, die nicht nur auf 
das letzte Kindergartenjahr beschränkt ist.  
 
Die Ergänzung hinsichtlich der Einbeziehung der Horte 
und des Abschlusses entsprechender Kooperationsver-
einbarungen dient der Klarstellung und Benennung der 
gelebten Praxis.  
 
Mit deklaratorischem Verweis auf § 5 Absatz 5 Sächs-
SchulG wird auf die bereits für Kindertageseinrichtungen 
geltende Verpflichtung zur gegenseitigen Unterstützung 
hingewiesen. Auch die Beratung und Abstimmung zwi-
schen Lehrkräften und den pädagogischen Fachkräften 
ist bereits durch § 5 Absatz 5 Satz 2 Nummer 2 und 3 
SächsSchulG möglich.  
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(4) Die Integration der Kinder mit Behinderungen 
und der von Behinderung bedrohten Kinder in Kin-
dertageseinrichtungen oder Kindertagespflegestel-
len ist zu fördern. Ihrem spezifischen Förderbedarf 
ist zu entsprechen. 
 

(4) Kinder mit Behinderungen und von Behinde-
rung bedrohte Kinder, die daher einen besonderen 
Förderbedarf haben, werden in der Regel gemein-
sam mit Kindern ohne Behinderung inklusiv geför-
dert. Ihrem spezifischen Förderbedarf ist zu ent-
sprechen. 

Die Verwendung des Begriffes „Inklusion“ entspricht 
dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-Behin-
dertenrechtskonvention – UN-BRK) und auch der Be-
grifflichkeit im SächsSchulG. 
 
 

(5) Kindertageseinrichtungen im sorbischen Sied-
lungsgebiet sollen dazu beitragen, dass die sorbi-
sche Sprache und Kultur vermittelt und gepflegt und 
sorbische Traditionen bewahrt werden. 
 

(5) Kindertagesbetreuung im sorbischen Sied-
lungsgebiet soll dazu beitragen, dass die sorbische 
Sprache und Kultur vermittelt und gepflegt und sor-
bische Traditionen bewahrt werden. 
 

Durch den in § 1 Absatz 1 SächsKitaG legal definierten 
Begriff „Kindertagesbetreuung“ gilt diese Vorschrift auch 
für die Kindertagespflege.  
 

(6) Kindertagespflege als Alternative zur Förderung 
in Kindertageseinrichtungen unterstützt und ergänzt 
die Bildung und Erziehung des Kindes in der Fami-
lie. 

aufgehoben In dem neuen § 1 Absatz 6 Satz 1 SächsKitaG wird im 
Sinne der Begriffsdefinition des Profil der Kindertages-
pflege konkreter formuliert, so dass § 2 Absatz 6 Sächs-
KitaG aufgehoben werden kann. 

   
§ 3 

Angebot 
weggefallen Der bisherige § 3 SächsKitaG wiederholt zum Teil die 

Regelungen des SGB VIII; teilweise widerspricht er die-
sen Vorschriften. Aus dem Zweiten Kapitel, Dritter Ab-
schnitt des SGB VIII, insbesondere § 24 SGB VIII, erge-
ben sich die individuellen Betreuungsansprüche für Kin-
der ab dem ersten Lebensjahr bis zum dritten Lebens-
jahr sowie ab dem dritten Lebensjahr bis zum Schulein-
tritt. Ab dem Jahr 2026 wird in § 24 Absatz 4 SGB VIII 
auch ein individueller Betreuungsanspruch für Kinder im 
Grundschulalter enthalten sein. Zurzeit besteht die ob-
jektiv-rechtliche Verpflichtung ein bedarfsgerechtes An-
gebot für die Kinder im Grundschulalter vorzuhalten. Kin-
der bis zur Vollendung des ersten Lebensjahrs sind nach 
dem individuellen Bedarf in einer Kindertageseinrichtung 
oder Kindertagespflege zu fördern.  
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Die im SGB VIII geregelten individuellen Betreuungsan-
sprüche für Kinder ab dem ersten Lebensjahr sowie Ver-
pflichtung zum Vorhalten bedarfsgerechter Angebote 
richten sich an den örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe; dies ergibt sich aus § 3 Absatz 2 Satz 2, § 85 
Absatz 1 und § 86 Absatz 1 Satz 1 SGB VIII.  
 
Der Gleichklang des Landesrechts mit dem Bundesrecht 
wird durch die vollständige Bezugnahme auf die Vor-
schriften des SGB VIII in § 1 Absatz 1 SächsKitaG ge-
währleistet. Aufgrund der vollständigen Bezugnahme auf 
die Vorschriften des SGB VIII in § 1 Absatz 1 SächsKi-
taG kann § 3 SächsKitaG ersatzlos aufgehoben werden.  
 

   
§ 5 

Öffnungszeiten 
  

   
Kindertageseinrichtungen sind unter Berücksichti-
gung der Bedürfnisse der Kinder und der Erzie-
hungsberechtigten sowie der örtlichen Gegebenhei-
ten offen zu halten; ist für Kinder eine durchgehende 
Betreuung bedarfsnotwendig, sind Kinderkrippe und 
Kindergarten über Mittag offen zu halten. Die Öff-
nungszeiten werden vom Träger der Kindertages-
einrichtung in Abstimmung mit dem Elternbeirat, der 
Gemeinde und dem örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe festgelegt. 

Kindertageseinrichtungen sind unter Berücksichti-
gung der Bedürfnisse der Kinder und der Erzie-
hungsberechtigten sowie der örtlichen Gegeben-
heiten offen zu halten; ist für Kinder eine durchge-
hende Betreuung bedarfsnotwendig, sind Kinder-
krippe und Kindergarten über Mittag offen zu hal-
ten. Die Öffnungszeiten werden vom Träger der 
Kindertageseinrichtung in Abstimmung mit dem El-
ternbeirat, der Gemeinde und dem örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe festgelegt. Satz 1 gilt 
entsprechend für Kindertagespflegestellen mit der 
Maßgabe, dass die Öffnungszeiten durch die Kin-
dertagespflegeperson auf der Grundlage ihrer pä-
dagogischen Konzeption festgelegt werden. 
 

Mit Ergänzung der Kindertagespflegestellen wird deut-
lich, dass auch die Betreuungszeiten in Kindertagespfle-
gestellen sich nach den Bedürfnissen der Kinder und de-
ren Eltern richten. Die Aufnahme der Kindertagespflege-
stellen im Gesetzestext spiegelt die bereits gelebte Pra-
xis wider. Kindertagespflegestellen sind keine Einrich-
tungen, die von einem Träger betrieben und offengehal-
ten werden. Die Kindertagespflege wird daher nicht in 
Satz 1 ergänzt, sondern im neuen Satz 2 wird die ent-
sprechende Anwendung erklärt.  
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§ 6  

Mitwirkung von Kindern und Erziehungsberech-
tigten 

  

   
(2) Der Träger der Einrichtung trifft im Benehmen mit 
der Elternschaft Bestimmungen zur Organisation 
der Elternversammlung sowie zu Bildung und Orga-
nisation des Elternbeirates.  
 

(2) Der Träger der Einrichtung trifft im Benehmen 
mit der Elternschaft Bestimmungen zur Organisa-
tion der Elternversammlung sowie zu Bildung und 
Organisation des Elternbeirates. Hat ein Träger 
mehrere Einrichtungen im Gebiet des örtlichen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, kann zusätz-
lich auch ein gemeinsamer Elternbeirat für diese 
Einrichtungen gebildet werden. 
 

§ 4a SGB VIII ermöglicht die Partizipation an der Gestal-
tung von Angeboten in der Kindertagesbetreuung. Da-
nach können Leistungsberechtigte und Leistungsemp-
fänger sich in selbstorganisierten Zusammenschlüssen 
organisieren, um die Adressatinnen und Adressaten der 
Kinder- und Jugendhilfe zu unterstützen, zu begleiten 
und zu fördern. Gemäß § 4a Absatz 3 SGB VIII wiede-
rum wird der öffentlichen Jugendhilfe aufgetragen, die 
selbstorganisierten Zusammenschlüsse anzuregen und 
zu fördern.  
 
Ein unabhängiger Zusammenschluss von Eltern zum 
Zwecke der Vertretung von Elternrechten über die 
Ebene der Kindertageseinrichtungen hinaus ist durch die 
Regelung des § 4a SGB VIII möglich. Anknüpfend daran 
werden die Träger von mehreren Einrichtungen explizit 
berücksichtigt, indem klargestellt wird, dass auch ein ge-
meinsamer Elternbeirat gebildet werden kann. 
 

(5) Die Kinder wirken entsprechend ihrem Entwick-
lungsstand und ihren Bedürfnissen insbesondere im 
schulpflichtigen Alter bei der Gestaltung ihres Allta-
ges in den Kindertageseinrichtungen mit. 
 

(5) Alle Kinder sind entsprechend ihrem Entwick-
lungsstand und ihren Bedürfnissen bei der Gestal-
tung ihres Alltages in der Kindertagesbetreuung zu 
beteiligen. 
  

Die Änderung dient der sprachlichen Klarstellung im Hin-
blick auf die gemäß § 8 SGB VIII verankerte Verpflich-
tung zur Beteiligung von Kindern und Jugendlichen. Dies 
umfasst alle Kinder und schließt die Engführung auf eine 
bestimmte Altersgruppe aus.  
 
Mit dem in § 1 Absatz 1 SächsKitaG definierten Begriff 
„Kindertagesbetreuung“ erstreckt sich diese Regelung 
auch auf die Kindertagespflege. 
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§ 7  

Gesundheitsvorsorge, Gesundheitspflege 
 

  

   
(1) Die Erziehungsberechtigten haben vor Auf-
nahme des Kindes in die Kindertageseinrichtung 
nachzuweisen, dass das Kind ärztlich untersucht 
worden ist und keine gesundheitsbezogenen Be-
denken gegen den Besuch der Einrichtung beste-
hen. Sie haben dem Träger ferner nachzuweisen, 
dass das Kind seinem Alter und Gesundheitszu-
stand entsprechend alle öffentlich empfohlenen 
Schutzimpfungen erhalten hat, oder zu erklären, 
dass sie ihre Zustimmung zu bestimmten Schutz-
impfungen nicht erteilen. 
 

(1) Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, 
gesundheitliche Beeinträchtigungen des Kindes, 
die sich in der Kindertagesbetreuung auswirken 
können, der Leitung der Kindertageseinrichtung o-
der der Kindertagespflegeperson mitzuteilen. Die 
Erziehungsberechtigten haben vor erstmaliger 
Aufnahme des Kindes in eine Kindertageseinrich-
tung nachzuweisen, dass das Kind ärztlich unter-
sucht worden ist. Der Nachweis ist durch Vorlage 
einer Dokumentation nach § 26 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch oder einer ärztlichen Be-
scheinigung zu erbringen. Sie haben dem Träger 
ferner nachzuweisen, dass das Kind seinem Alter 
und Gesundheitszustand entsprechend alle öffent-
lich empfohlenen Schutzimpfungen erhalten hat, 
oder zu erklären, dass sie ihre Zustimmung zu be-
stimmten Schutzimpfungen nicht erteilen. Die 
Sätze 2 bis 4 gelten vor dem erstmaligen Besuch 
einer Kindertagespflegestelle entsprechend mit 
der Maßgabe, dass gegenüber der Kindertages-
pflegeperson die ärztliche Untersuchung und der 
Erhalt der öffentlich empfohlenen Schutzimpfun-
gen nachzuweisen sind. Sofern die Erziehungsbe-
rechtigten die Zustimmung zu bestimmten Schutz-
impfungen nicht erteilen, ist dies gegenüber der 
Kindertagespflegeperson zu erklären. 
 

Mit der Änderung in Satz 2 wird klargestellt, dass nur bei 
erstmaliger Aufnahme in eine Kindertageseinrichtung ein 
Nachweis über die ärztliche Untersuchung zu erbringen 
ist, um unnötigen Mehraufwand und Kosten insbeson-
dere für Eltern und Kinderärzte zu vermeiden.  
 
Die neuen Sätze 5 und 6 dienen dazu, die Kindertages-
pflege zu ergänzen.  
 

(2) 1Die Erziehungsberechtigten sind von Anfang an 
in alle Maßnahmen der Gesundheitspflege einzube-
ziehen. 2Das Gesundheitsamt oder von ihm Beauf-

(2) Die Erziehungsberechtigten sind von Anfang an 
in alle Maßnahmen der Gesundheitspflege einzu-
beziehen. Das Gesundheitsamt oder von ihm Be-
auftragte führen bei Kindern, die aufgrund dieses 
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tragte führen bei Kindern, die aufgrund dieses Ge-
setzes betreut werden, jährlich zahnärztliche Rei-
henuntersuchungen und eine einmalige ärztliche 
Untersuchung auf Seh- und Hörstörungen sowie 
motorische und Sprachauffälligkeiten in der Regel 
im vierten Lebensjahr durch. 3Die Untersuchungen 
sind nur mit Einwilligung der Erziehungsberechtig-
ten zulässig. 4Die Untersuchungsergebnisse wer-
den in anonymisierter zusammengefasster Form auf 
Landesebene sowie auf der Ebene der Landkreise 
und kreisfreien Städte ausgewertet. 5Sie sind 
Grundlage für die Maßnahmen der Gesundheitsför-
derung in Kindertageseinrichtungen und Kinderta-
gespflegestellen. 

Gesetzes betreut werden, jährlich zahnärztliche 
Reihenuntersuchungen und eine einmalige ärztli-
che Untersuchung auf Seh- und Hörfähigkeiten so-
wie motorische und Sprachauffälligkeiten in der 
Regel im vierten Lebensjahr durch. Die Untersu-
chungen sind nur mit Einwilligung der Erziehungs-
berechtigten zulässig. Die Untersuchungsergeb-
nisse werden in anonymisierter zusammengefass-
ter Form auf Landesebene sowie auf der Ebene 
der Landkreise und kreisfreien Städte ausgewer-
tet. Sie sind Grundlage für die Maßnahmen der 
Gesundheitsförderung in Kindertageseinrichtun-
gen und Kindertagespflegestellen. 

(3) Werden an einem Kind Anzeichen von Miss-
handlung oder grober Vernachlässigung wahrge-
nommen, hat die Leitung der Einrichtung oder die 
Kindertagespflegeperson den örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe umgehend in Kenntnis zu 
setzen. 
 

(3) Werden gewichtige Anhaltspunkte für die Ge-
fährdung des Wohls eines Kindes bekannt, hat die 
Leitung der Einrichtung oder die Kindertagespfle-
geperson den örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe umgehend in Kenntnis zu setzen. 
 

 

(4) In Kindertageseinrichtungen und den nach § 1 
Abs. 6 Satz 2 von der Gemeinde zugelassenen an-
deren kindgerechten Räumlichkeiten ist das Rau-
chen untersagt; dies gilt auch für die zum Aufenthalt 
der Kinder bestimmten Räumlichkeiten im Haushalt 
der Kindertagespflegeperson. 
 

aufgehoben Die Streichung dient der Deregulierung, ohne dass eine 
Änderung der materiellen Rechtslage erfolgt. § 2 Ab-
satz 2 Nummer 2 Buchstabe b des Sächsischen Nicht-
raucherschutzgesetzes (SächsNSG) regelt das Rauch-
verbot in den Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
nach dem SGB VIII; nach Sinn und Zweck ist auch die 
Kindertagespflege eine Einrichtung der Kinder- und Ju-
gendhilfe. Gemäß § 2 Absatz 3 SächsNSG erstreckt sich 
das Rauchverbot auch auf den umfriedeten Außenbe-
reich. Um auch weiterhin Friktionen mit dem SächsNSG 
zu vermeiden und den Gleichklang auch bei einer künf-
tigen Weiterentwicklung des SächsNSG zu wahren, z. B. 
mit Blick auf Begrifflichkeiten und Verbotstatbestände, 
wird die Regelung im SächsKitaG aufgehoben.  
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§ 8  
Bedarfsplanung 

 

  

   
(1) Der zuständige örtliche Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe gewährleistet, dass in seinem Gebiet 
die nach § 3 erforderlichen Plätze in Kindertagesein-
richtungen und Kindertagespflege bedarfsgerecht 
zur Verfügung stehen. Er stellt zu diesem Zweck ei-
nen Bedarfsplan auf. Die Aufnahme einer Kinderta-
geseinrichtung oder Kindertagespflegestelle in den 
Bedarfsplan ist Voraussetzung für die Finanzierung 
nach §§ 13, 14 Abs. 1 bis 4 und Abs. 6 sowie §§ 15 
bis 20. 
 

(1) Um die erforderlichen Plätze in der Kinderta-
gesbetreuung zu gewährleisten, stellt der zustän-
dige örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe ei-
nen Bedarfsplan auf. Die Aufnahme einer Kinder-
tageseinrichtung oder Kindertagespflegestelle in 
den Bedarfsplan ist Voraussetzung für die Finan-
zierung nach den §§ 13, 14 Absatz 1 bis 4 und 6 
sowie den §§ 15 bis 20. 
 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung 
des § 1 und Aufhebung des § 3 SächsKitaG.  
Die Sätze 1 und 2 können zusammengefasst werden, da 
sich die Leistungsverpflichtungen aus dem § 24 SGB VIII 
an den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe rich-
ten, gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2 i. V. mit § 85 Absatz 1 
sowie § 86 Absatz 1 Satz 1 SGB VIII. Zudem erfolgen 
redaktionelle Änderungen. 

(2) Der Bedarfsplan ist dem Landesjugendamt zur 
Kenntnis zu geben. Er ist jährlich zum Ende des Ka-
lenderjahres fortzuschreiben. 
 

(2) Der Bedarfsplan ist dem Landesjugendamt zur 
Kenntnis zu geben. Er ist jährlich mit Stichtag zum 
1. August eines Jahres fortzuschreiben. 
 

Die Änderung dient der besseren Vereinbarkeit mit der 
Praxis, da in der Kindertagesbetreuung i.d.R. ein Pla-
nungsjahr einem Schuljahr entspricht, welches gemäß § 
33 Absatz 1 SächsSchulG am 1. August eines Jahres 
beginnt. Es ist sachgerechter, die Bedarfsplanung mit 
dem Rhythmus des Schuljahres als mit dem des Kalen-
derjahres zu synchronisieren. 

   
§ 11  

Räumliche Anforderungen 
  

   
Die Lage, das Gebäude, die Räumlichkeiten, die Au-
ßenanlagen und die Ausstattung der Kindertages-
einrichtungen müssen den Aufgaben gemäß § 2 ge-
nügen. Sie müssen ausreichend und kindgemäß be-
messen sein. 
 

Die Lage, das Gebäude, die Räumlichkeiten, die 
Außenanlagen und die Ausstattung der Kinderta-
geseinrichtungen müssen den Aufgaben gemäß 
§ 2 genügen. Sie müssen ausreichend und kindge-
mäß bemessen sein. Für die Kindertagespflege gilt 
dies für die Räumlichkeiten und die Ausstattung 
entsprechend. 
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§ 12 
Personal 

  

   
(1) Kindertageseinrichtungen müssen über eine 
ausreichende Anzahl pädagogischer Fachkräfte für 
die Leitung und die Arbeit mit den Kindern verfügen. 
Die Arbeit der Fachkräfte kann durch weitere geeig-
nete Mitarbeiter sowie durch Eltern unterstützt wer-
den. 
 

(1) Kindertageseinrichtungen müssen über eine 
ausreichende Anzahl pädagogischer Fachkräfte 
für die Leitung und die Arbeit mit den Kindern ver-
fügen. Die Arbeit der Fachkräfte kann durch wei-
tere geeignete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter so-
wie durch Eltern unterstützt werden. 

Die Änderung dient der Umsetzung einer geschlechter-
gerechten Sprache. 

(2) Es gelten in der Regel folgende Personalschlüs-
sel: 

1. Kinderkrippe: eine vollbeschäftigte päda-
gogische Fachkraft für 5 Kinder, 

2. Kindergarten: eine vollbeschäftigte päda-
gogische Fachkraft für 12 Kinder, 

3. Hort: 0,9 pädagogische Fachkraft für 20 
Kinder, 

4. eine vollbeschäftigte pädagogische 
Fachkraft zur Leitung einer Kindertages-
einrichtung für je zehn einzusetzende 
vollbeschäftigte pädagogische Fach-
kräfte nach den Nummern 1 bis 3, 

5. 0,054 vollbeschäftigte pädagogische 
Fachkraft für mittelbare pädagogische 
Tätigkeiten für je eine einzusetzende 
vollbeschäftigte pädagogische Fachkraft 
nach den Nummern 1 bis 3. 

Der in Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannte Personal-
schlüssel gilt auch als erfüllt, wenn im Umfang von 
bis zu 20 Prozent des nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 
erforderlichen Personals Assistenzkräfte eingesetzt 
werden; Satz 1 Nummer 5 und Absatz 3 Satz 1 gel-
ten entsprechend. § 29 Absatz 1 Satz 2 und 4 des 

(2) Es gelten in der Regel folgende Personal-
schlüssel: 

1. Kinderkrippe: eine vollbeschäftigte pä-
dagogische Fachkraft für 5 Kinder, 

2. Kindergarten: eine vollbeschäftigte pä-
dagogische Fachkraft für 12 Kinder, 

3. Hort: 0,9 pädagogische Fachkraft für 20 
Kinder, 

4. eine vollbeschäftigte pädagogische 
Fachkraft zur Leitung einer Kinderta-
geseinrichtung für je zehn einzuset-
zende vollbeschäftigte pädagogische 
Fachkräfte nach den Nummern 1 bis 3, 

5. 0,054 vollbeschäftigte pädagogische 
Fachkraft für mittelbare pädagogische 
Tätigkeiten für je eine einzusetzende 
vollbeschäftigte pädagogische Fach-
kraft nach den Nummern 1 bis 3, 

6. 0,04 vollbeschäftigte pädagogische 
Fachkraft für je eine einzusetzende voll-
beschäftigte Fachkraft nach den Num-
mern 1 bis 3 zum Vorhalten zusätzli-
chen Personals.  

Die Regelung in der neuen Nummer 6 bezweckt 
eine Verbesserung der personellen Ausstattung. 
Das zusätzlich vorzuhaltende Personal soll die Um-
setzung des sächsischen Bildungsplans weiter stär-
ken, insbesondere die Themenbereiche 
• Gesundheitsbildung und motorische Entwick-

lung, 
• alltagsintegrierte sprachliche Bildung und 

Schulvorbereitung, 
• Demokratievermittlung und Medienkompetenz. 

 
Bei den Personalschlüsseln nach § 12 Absatz 2 Sächs-
KitaG handelt es sich um Berechnungsschlüssel zur 
Festlegung von Mindeststandards, die zur Qualitätssi-
cherung und Gewährleistung des Kindeswohls gemäß 
§ 45 SGB VIII dienen sollen. Bei der Festlegung der Min-
destpersonalschlüssel zur Gewährleistung des Kindes-
wohls galt eine Wochenarbeitszeit von 40 Stunden, die 
bei der Berechnung der Personalschlüssel herangezo-
gen wurde. Da es sich um eine Berechnungsgröße zur 
Qualitätssicherung in den Kindertageseinrichtungen 
handelt, dürfen nachträgliche Änderungen in den ar-
beitsrechtlichen Vereinbarungen nicht relevant sein.  
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Landesjugendhilfegesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. September 2008 (Sächs-
GVBl. S. 578), das zuletzt durch Artikel 23 des Ge-
setzes vom 11. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 358) ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
bleibt unberührt. Bemessungsgrundlage ist für 
Satz 1 Nummer 1 und 2 eine neunstündige, für 
Satz 1 Nummer 3 eine sechsstündige Betreuungs-
zeit. Erfolgt die Betreuung in altersgemischten Grup-
pen, gilt in der Regel für Kinder bis zur Vollendung 
des dritten Lebensjahres der Personalschlüssel für 
die Krippe, für Kinder ab Vollendung des dritten Le-
bensjahres bis zum Schuleintritt der Personal-
schlüssel für den Kindergarten und für Kinder ab 
Schuleintritt der Personalschlüssel für den Hort. 
 

Der in Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannte Personal-
schlüssel gilt auch als erfüllt, wenn im Umfang von 
bis zu 20 Prozent des nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 
erforderlichen Personals Assistenzkräfte einge-
setzt werden; Satz 1 Nummer 5 und 6 sowie Ab-
satz 3 Satz 1 gelten entsprechend. § 29 Absatz 1 
Satz 2 und 4 des Landesjugendhilfegesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Sep-
tember 2008 (SächsGVBl. S. 578), das zuletzt 
durch Artikel 23 des Gesetzes vom 11. Mai 2019 
(SächsGVBl. S. 358) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung, bleibt unberührt. Be-
messungsgrundlage ist für Satz 1 Nummer 1 
und 2 eine neunstündige, für Satz 1 Nummer 3 
eine sechsstündige Betreuungszeit sowie eine 
vierzigstündige Wochenarbeitszeit für eine vollbe-
schäftigte pädagogische Fachkraft. Erfolgt die Be-
treuung in altersgemischten Gruppen, gilt in der 
Regel für Kinder bis zur Vollendung des dritten Le-
bensjahres der Personalschlüssel für die Krippe, 
für Kinder ab Vollendung des dritten Lebensjahres 
bis zum Schuleintritt der Personalschlüssel für den 
Kindergarten und für Kinder ab Schuleintritt der 
Personalschlüssel für den Hort. 
 

Eine solche tarifvertragliche Verkürzung der Wochenar-
beitszeit gilt im TVöD/SuED ab dem 1. Januar 2022. Die 
Mindestanforderungen an die Kindertageseinrichtungen 
können nicht durch tarifrechtliche Vorschriften abge-
senkt werden. Die Träger der Kindertageseinrichtungen 
sind verpflichtet, für die Berechnung der Personalschlüs-
sel eine Wochenarbeitszeit von 40 Stunden zugrunde zu 
legen. Auch mit Blick auf künftige Entwicklungen soll 
diese ohnehin bestehende Verpflichtung im Gesetz klar-
gestellt werden. 
 

(4) Wird Kindertagespflege nach § 3 Abs. 3 angebo-
ten, hat die Gemeinde gemeinsam mit dem zustän-
digen Träger der öffentlichen Jugendhilfe sicherzu-
stellen, dass die Kindertagespflegeperson geeignet 
und in der Lage ist, die in § 2 genannten Aufgaben 
zu erfüllen. Für mittelbare pädagogische Tätigkeiten 
ist Kindertagespflegepersonen eine halbe Stunde je 
aufgenommenes Kind und Woche zu finanzieren. 

(4) Bei Kindertagespflege hat die Gemeinde ge-
meinsam mit dem zuständigen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe sicherzustellen, dass die Kinder-
tagespflegeperson geeignet und in der Lage ist, 
die in § 2 genannten Aufgaben zu erfüllen. Für mit-
telbare pädagogische Tätigkeiten ist Kindertages-
pflegepersonen eine halbe Stunde je aufgenom-
menes Kind und Woche zu finanzieren. 

Folgeänderung zur Aufhebung des § 3 SächsKitaG. 
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§ 14 

Personal- und Sachkosten 
  

   
(6) Die Kosten für die Kindertagespflege nach § 3 
Absatz 3 werden aufgebracht durch die Gemeinde, 
einschließlich des Landeszuschusses, und Eltern-
beiträge. Über die Finanzierung schließen die Ge-
meinde und die Kindertagespflegeperson eine Ver-
einbarung ab. Die Finanzierung schließt eine lau-
fende Geldleistung an die Kindertagespflegeperson 
gemäß § 23 Absatz 2 und 2a des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch ein, die von der Gemeinde in Ab-
stimmung mit dem örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe festgelegt wird. Die Finanzierung um-
fasst auch einen zusätzlichen monatlichen Betrag in 
Höhe eines Zwölftels des in § 18 Absatz 3 genann-
ten Betrages je aufgenommenes Kind für mittelbare 
pädagogische Tätigkeiten nach § 12 Absatz 4 
Satz 2. Satz 4 gilt entsprechend für einen zusätzli-
chen Landeszuschuss nach § 18 Absatz 2. 

(6) Die Kosten für die Kindertagespflege werden 
aufgebracht durch die Gemeinde, einschließlich 
des Landeszuschusses, und Elternbeiträge. Über 
die Finanzierung schließen die Gemeinde und die 
Kindertagespflegeperson eine Vereinbarung ab. 
Die Finanzierung schließt eine laufende Geldleis-
tung an die Kindertagespflegeperson ein, die von 
der Gemeinde in Abstimmung mit dem örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe festgelegt wird. 
Die Finanzierung umfasst auch einen zusätzlichen 
monatlichen Betrag in Höhe eines Zwölftels des in 
§ 18 Absatz 3 genannten Betrages je aufgenom-
menes Kind für mittelbare pädagogische Tätigkei-
ten nach § 12 Absatz 4 Satz 2. Satz 4 gilt entspre-
chend für einen zusätzlichen Landeszuschuss 
nach § 18 Absatz 2. 

Folgeänderung zur Aufhebung des § 3 SächsKitaG.  
 
Aufgrund der allgemeinen Bezugnahme in § 1 Absatz 1 
SächsKitaG kann dieser Verweis gestrichen werden. 

   
§ 15 

Elternbeiträge 
  

   
(2) Die ungekürzten Elternbeiträge sollen bei Krip-
pen mindestens 15 und dürfen höchstens 23 Pro-
zent, bei Kindergärten für die Zeit vor dem Schulvor-
bereitungsjahr mindestens 15 und höchstens 
30 Prozent sowie bei Kindergärten im Schulvorbe-
reitungsjahr und Horten höchstens 30 Prozent der 
zuletzt nach § 14 Absatz 2 bekannt gemachten Per-
sonal- und Sachkosten im Sinne von § 14 Absatz 1 
betragen. In einer Gemeinde darf für die gleiche Be-
treuungszeit in der jeweiligen Betreuungsart nur ein 

(2) Die ungekürzten Elternbeiträge sollen bei Krip-
pen mindestens 15 und dürfen höchstens 23 Pro-
zent, bei Kindergärten für die Zeit vor dem letzten 
Kindergartenjahr mindestens 15 und höchstens 
30 Prozent sowie beim letzten Kindergartenjahr 
und bei Horten höchstens 30 Prozent der zuletzt 
nach § 14 Absatz 2 bekannt gemachten Personal- 
und Sachkosten im Sinne von § 14 Absatz 1 betra-
gen. In einer Gemeinde darf für die gleiche Betreu-
ungszeit in der jeweiligen Betreuungsart nur ein 

Es handelt sich um eine Folgeänderungen zur Änderung 
des § 2 Absatz 3 SächsKitaG, da die Legaldefinition für 
den Begriff „Schulvorbereitungsjahr“ gestrichen wurde. 
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einheitlicher Elternbeitrag festgesetzt werden. Auf-
wendungen nach § 14 Abs. 2 Satz 3 sind in die Be-
rechnung nicht einzubeziehen. Dies gilt ausdrück-
lich auch für den Fall der Inanspruchnahme des 
Wunsch- und Wahlrechts nach § 4. 
 

einheitlicher Elternbeitrag festgesetzt werden. Auf-
wendungen nach § 14 Absatz 2 Satz 3 sind in die 
Berechnung nicht einzubeziehen. Dies gilt aus-
drücklich auch für den Fall der Inanspruchnahme 
des Wunsch- und Wahlrechts nach § 4. 
 

Redaktionelle Änderung. 
 

(3) Für Kinder in Kindertagespflege nach § 3 Abs. 3 
werden gemäß § 14 Absatz 6 durch die Gemeinde 
Elternbeiträge erhoben, die denen für altersentspre-
chende Kindertageseinrichtungen vergleichbar 
seien sollen. Absenkungen von Elternbeiträgen ge-
mäß Absatz 1 Satz 3 gelten entsprechend für die 
Kindertagespflege. 
 

(3) Für Kinder in Kindertagespflege werden gemäß 
§ 14 Absatz 6 durch die Gemeinde Elternbeiträge 
erhoben, die denen für altersentsprechende Kin-
dertageseinrichtungen vergleichbar seien sollen. 
Absenkungen von Elternbeiträgen gemäß Ab-
satz 1 Satz 3 gelten entsprechend für die Kinder-
tagespflege. 
 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung 
des § 3 SächsKitaG. 

(5) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
hat dem Träger der Einrichtung oder bei der Betreu-
ung in Kindertagespflege der Gemeinde den Betrag 
zu erstatten, um den die Elternbeiträge nach Ab-
satz 1 Satz 3 abgesenkt worden sind. Er hat ferner 
auf Antrag den Elternbeitrag für Kindertageseinrich-
tungen und Kindertagespflege zu übernehmen, so-
weit die Belastung den Eltern und dem Kind gemäß 
§ 90 Abs. 3 und 4 SGB VIII nicht zuzumuten ist; 
Kosten nach Absatz 4 hat er nur zu übernehmen, 
soweit dies vorher vereinbart worden ist. 
 

(5) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
hat dem Träger der Einrichtung oder bei der Be-
treuung in Kindertagespflege der Gemeinde den 
Betrag zu erstatten, um den die Elternbeiträge 
nach Absatz 1 Satz 3 abgesenkt worden sind. Er 
hat ferner auf Antrag den Elternbeitrag für Kinder-
tageseinrichtungen und Kindertagespflege zu 
übernehmen, soweit die Belastung den Eltern und 
dem Kind nicht zuzumuten ist; Kosten nach Ab-
satz 4 hat er nur zu übernehmen, soweit dies vor-
her vereinbart worden ist. 
 

Aufgrund der allgemeinen Bezugnahme in § 1 Absatz 1 
SächsKitaG auf die Vorschriften des SGB VIII kann die-
ser Verweis gestrichen werden.  
 

   
§ 17 

Gemeindeanteil 
  

(3) 1Besucht ein Kind eine Kindertageseinrichtung 
außerhalb der Wohnortgemeinde, hat die Wohnort-
gemeinde der aufnehmenden Gemeinde anteilig die 
landesdurchschnittlichen, nicht durch Landeszu-
schuss und Elternbeitrag abgedeckten Personal- 

(3) 1Besucht ein Kind eine Kindertageseinrichtung 
außerhalb der Wohnortgemeinde, hat die Wohnor-
tgemeinde der aufnehmenden Gemeinde anteilig 
die landesdurchschnittlichen, nicht durch Landes-
zuschuss und Elternbeitrag abgedeckten Perso-
nal- und Sachkosten im Sinne von § 14 Absatz 1 
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und Sachkosten im Sinne von § 14 Absatz 1 abzüg-
lich der Kosten gemäß § 14 Abs. 2 Satz 3 zu erstat-
ten. 2Entsprechendes gilt bei Inanspruchnahme der 
Kindertagespflege außerhalb der Wohnortge-
meinde. 3Wird der Landeszuschuss an die Wohnor-
tgemeinde ausgezahlt, so ist er, begrenzt auf die 
Höhe des Betrages, die dem in der aufnehmenden 
Gemeinde in Anspruch genommenen Betreuungs-
angebot entspricht, an diese zu erstatten. 4Ein Er-
stattungsanspruch der aufnehmenden Gemeinde 
entsprechend Satz 3 besteht in allen Fällen, in de-
nen der Landeszuschuss an eine Gemeinde ausge-
zahlt wird, die nicht mehr Betreuungsgemeinde ist. 
5Die Sätze 3 und 4 gelten nicht für in den Hort auf-
genommene Kinder, wenn in der Wohnortgemeinde 
oder einer anderen abgebenden Gemeinde kein 
Hort betrieben wird. 

abzüglich der Kosten gemäß § 14 Abs. 2 Satz 3 zu 
erstatten. 2Entsprechendes gilt bei Inanspruch-
nahme der Kindertagespflege außerhalb der Woh-
nortgemeinde. 3Wird der Landeszuschuss an die 
Wohnortgemeinde ausgezahlt, so ist er, begrenzt 
auf die Höhe des Betrages, die dem in der aufneh-
menden Gemeinde in Anspruch genommenen Be-
treuungsangebot entspricht, an diese zu erstatten. 
4Ein Erstattungsanspruch der aufnehmenden Ge-
meinde entsprechend Satz 3 besteht in allen Fäl-
len, in denen der Landeszuschuss an eine Ge-
meinde ausgezahlt wird, die nicht mehr Betreu-
ungsgemeinde ist. 5Die Sätze 3 und 4 gelten nicht 
für in den Hort aufgenommene Kinder, wenn in der 
Wohnortgemeinde oder einer anderen abgeben-
den Gemeinde kein Hort betrieben wird. 6Die Vor-
schriften des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
über die Verjährung gelten entsprechend. 

   
   

§ 18 
Landeszuschuss 

  

   
(1) Die Gemeinden erhalten zur Förderung der Auf-
gaben nach diesem Gesetz einen jährlichen Lan-
deszuschuss. Maßstab für die Bemessung des Lan-
deszuschusses ist die Anzahl der am Stichtag, dem 
1. April des Vorjahres, in Einrichtungen und in Kin-
dertagespflege im Gemeindegebiet aufgenomme-
nen Kinder, berechnet auf eine tägliche neunstün-
dige Betreuungszeit. Betreuungszeiten, die über 
neun Stunden pro Tag hinausgehen, bleiben unbe-
rücksichtigt. Für die so berechnete Anzahl von Kin-
dern wird ein Zuschuss in Höhe von je 3 037 Euro 
gezahlt. Im Umfang von je 75 Euro ist der Zuschuss 

(1) Die Gemeinden erhalten zur Förderung der 
Aufgaben nach diesem Gesetz einen jährlichen 
Landeszuschuss. Maßstab für die Bemessung des 
Landeszuschusses ist die Anzahl der am Stichtag, 
dem 1. April des Vorjahres, in Einrichtungen und in 
Kindertagespflege im Gemeindegebiet aufgenom-
menen Kinder, berechnet auf eine tägliche neun-
stündige Betreuungszeit. Betreuungszeiten, die 
über neun Stunden pro Tag hinausgehen, bleiben 
unberücksichtigt. Für die so berechnete Anzahl 
von Kindern wird ein Zuschuss in Höhe von je 
3 455 Euro gezahlt. Im Umfang von je 75 Euro ist 

Der Landeszuschuss je aufgenommenes Kind, berech-
net auf eine tägliche neunstündige Betreuungszeit, wird 
erhöht von 3 037 Euro auf 3 455 Euro je Jahr. Im Umfang 
von 218 Euro dient der erhöhte Landeszuschuss dem 
Ausgleich der Mehrbelastung der Gemeinden durch die 
Verpflichtung zur Vorhaltung von zusätzlichem Personal 
durch Einfügung von § 12 Absatz 2 Nummer 6 SächsKi-
taG. Im Umfang von 200 Euro dient der erhöhte Landes-
zuschuss dem Ausgleich gestiegener Personal- und 
Sachkosten aufgrund der allgemeinen Kostenentwick-
lung. 
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zur Finanzierung für Personal zur Umsetzung der 
Schulvorbereitung gemäß § 2 Absatz 3 einzuset-
zen. 
 

der Zuschuss zur Finanzierung für Personal zur 
Umsetzung der Schulvorbereitung gemäß § 2 Ab-
satz 3 einzusetzen. 

(8) Das Staatsministerium für Kultus überprüft die 
Zahl der pädagogischen Fachkräfte mit Beschäfti-
gungsumfängen gemäß § 12 Absatz 3 im Jahr 
2020. Sofern sich dabei Bedarf für die Anpassung 
des Landeszuschusses und des Personalschlüssels 
zeigt, wird die Staatsregierung dem Landtag eine 
Änderung der Absätze 1 und 3 sowie des § 12 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 5 vorschlagen. 
 

aufgehoben § 18 Absatz 8 SächsKitaG wird aufgehoben, da die in 
Satz 1 verankerte Prüfpflicht des Staatsministeriums für 
Kultus erfüllt wurde. Ein Anpassungsbedarf wurde nicht 
festgestellt. 

   
§ 19 

Förderung der Integration von Kindern mit Be-
hinderungen 

§ 19 
Förderung der Inklusion von Kindern mit Be-

hinderungen 

Die Verwendung des Begriffes „Inklusion“ entspricht der 
UN-Behindertenrechtskonvention und auch der Begriff-
lichkeit im SächsSchulG. 

   
Kinder mit Behinderungen oder von Behinderung 
bedrohte Kinder sind in Kindertageseinrichtungen 
aufzunehmen, wenn ihre Förderung gewährleistet 
ist und es zu ihrer Förderung nicht einer heilpädago-
gischen Einrichtung bedarf. ²Über die Aufnahme 
entscheidet der Träger der Kindertageseinrichtung. 
³Dem besonderen Förderbedarf dieser Kinder ist bei 
der Bemessung der Personalschlüssel und bei der 
baulichen Gestaltung und Ausstattung der Einrich-
tung Rechnung zu tragen. Sind Maßnahmen der 
Eingliederungshilfe nach den §§ 53, 54 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – (Artikel 1 
des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl. I 
S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 9 des Ge-
setzes vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1133) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, oder 
nach § 35a des Achten Buches Sozialgesetzbuch in 

Kinder mit Behinderungen oder von Behinderung 
bedrohte Kinder sollen in Angebote der Kinderta-
gesbetreuung aufgenommen und individuell geför-
dert werden, wenn es zu ihrer Förderung nicht ei-
ner heilpädagogischen Einrichtung bedarf. Über 
die Aufnahme in eine Kindertageseinrichtung ent-
scheidet der Träger der Kindertageseinrichtung. 
Über die Aufnahme in Kindertagespflege wird in 
Abstimmung zwischen der Kindertagespflegeper-
son und dem örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe entschieden. Dem besonderen Förder-
bedarf dieser Kinder ist bei der Bemessung der 
Personalschlüssel und bei der baulichen Gestal-
tung und Ausstattung der Einrichtung oder der 
Räumlichkeiten der Kindertagespflegestelle Rech-
nung zu tragen. Sind Maßnahmen der Eingliede-

Mit dem Begriff „Kindertagesbetreuung“ sind sowohl die 
Kindertageseinrichtungen als auch die Kindertages-
pflege umfasst. 
 
Die Sätze 2 und 3 dienen der Klarstellung, wer in der je-
weiligen Betreuungsform über die Aufnahme des Kindes 
entscheidet. 
 
Die in Satz 4 vorgenommene Ergänzung stellt klar, dass 
auch in der Kindertagespflege die dortigen Rahmenbe-
dingungen dem Förderbedarf der betreffenden Kinder 
gerecht werden müssen. Eine direkte Übertragung der 
Anforderungen an die Kindertageseinrichtungen auf die 
Kindertagespflege ist jedoch nicht intendiert, da Kinder-
tagespflege vielfach in den eigenen Räumen der Kinder-
tagespflegepersonen stattfindet. 
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Kindertageseinrichtungen zu gewähren, übernimmt 
der zuständige Rehabilitationsträger die hierdurch 
entstehenden Kosten, soweit sie die im Rahmen 
dieses Gesetzes finanzierten Kosten übersteigen. 
Näheres über die Aufnahme in Kindertageseinrich-
tungen oder in Kindertagespflegestellen sowie die 
Bedingungen für eine Förderung von Kindern mit 
Behinderungen regelt das Staatsministerium für Kul-
tus durch Rechtsverordnung. 

rungshilfe nach den §§ 99, 112 und 113 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch oder nach § 35a des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch in der Kinderta-
gesbetreuung zu gewähren, übernimmt der zu-
ständige Rehabilitationsträger die hierdurch ent-
stehenden Kosten, soweit sie die im Rahmen die-
ses Gesetzes finanzierten Kosten übersteigen. 
Näheres über die Aufnahme in Kindertageseinrich-
tungen oder in Kindertagespflegestellen sowie die 
Bedingungen für eine Förderung von Kindern mit 
Behinderungen regelt das Staatsministerium für 
Kultus durch Rechtsverordnung.  

Die Fundstellen für die Regelungen zur Eingliederungs-
hilfe werden aktualisiert. Durch die weitreichenden Än-
derungen im Sozialrecht ist der Verweis auf das Zwölfte 
Buch Sozialgesetzbuch unzutreffend, da die Eingliede-
rungshilfe ab 1. Januar 2020 vorwiegend im Neunten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) geregelt wird. 
An dieser Stelle ist trotz des pauschalen Verweises auf 
das SGB VIII in § 1 Absatz 1 SächsKitaG ausnahms-
weise die Benennung des konkreten SGB VIII-Paragra-
fen weiterhin angezeigt, um den Gleichklang mit der Be-
nennung der SGB IX-Paragrafen zu gewährleisten. 
 

   
§ 20  

Förderung der sorbischen Sprache und Kultur 
  

   
In Kindertageseinrichtungen des sorbischen Sied-
lungsgebietes werden auf Wunsch der Eltern sor-
bischsprachige oder zweisprachige Gruppen gebil-
det. ²Näheres über die Arbeit in diesen Einrichtun-
gen sowie ihre Förderung regelt das Staatsministe-
rium für Kultus durch Rechtsverordnung. ³Soweit 
Landeszuschüsse ausgereicht werden, sind für die 
Bewilligung und Auszahlung die örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zuständig. Für die Bewilli-
gung und Auszahlung von Landeszuschüssen an 
Kreisfreie Städte ist die Landesdirektion Sachsen 
zuständig. 
 

In Kindertageseinrichtungen des sorbischen Sied-
lungsgebietes und bei Bedarf in anderen Regionen 
werden auf Wunsch der Eltern sorbischsprachige 
oder zweisprachige Gruppen gebildet. ²Näheres 
über die Arbeit in diesen Einrichtungen sowie ihre 
Förderung regelt das Staatsministerium für Kultus 
durch Rechtsverordnung. ³Soweit Landeszu-
schüsse ausgereicht werden, sind für die Bewilli-
gung und Auszahlung die örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe zuständig. Für die Bewilli-
gung und Auszahlung von Landeszuschüssen an 
Kreisfreie Städte ist die Landesdirektion Sachsen 
zuständig. 

Die Ergänzung dient dazu, die Förderung der sorbischen 
Sprache und Kultur bedarfsgerecht ermöglichen zu kön-
nen. Dies ist nicht zwingend auf das sorbische Sied-
lungsgebiet beschränkt. Denn Beispiele zeigen, dass es 
auch außerhalb der sorbischen Siedlungsgebiete dafür 
einen Bedarf geben kann.   

   
§ 21  

Qualitätsentwicklung, Fort- und Weiterbildung, 
Fachberatung und Qualifikation 
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(1) Die Qualität der Arbeit in den Einrichtungen wird 
durch die Träger mittels geeigneter Maßnahmen si-
chergestellt und weiterentwickelt. Die Qualitätssi-
cherung soll in den Konzeptionen festgeschrieben 
werden. 
 

(1) Die Qualität der Arbeit in den Kindertagesein-
richtungen und Kindertagespflegestellen wird 
durch die Träger und die Kindertagespflegeperso-
nen mittels geeigneter Maßnahmen sichergestellt 
und weiterentwickelt. Die Qualitätssicherung 
und -entwicklung ist in den Konzeptionen festzu-
schreiben. 
 

Mit der Änderung soll eine stärkere Verbindlichkeit der 
Festschreibung von Maßnahmen der Qualitätssicherung 
in den Konzeptionen erreicht werden. Damit wird die in § 
45 Absatz 3 Nummer 1 SGB VIII formulierte Anforderung 
an den Träger, eine Konzeption vorzulegen, die u. a. 
auch Auskunft über Maßnahmen zur Qualitätsentwick-
lung und –sicherung gibt, nochmals klar benannt. 
 

(2) Die Fortbildung der Mitarbeiter von Kindertages-
einrichtungen sowie von Kindertagespflegeperso-
nen ist Aufgabe des Landesjugendamtes und der 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe. ²Dar-
über hinaus sollen die Verbände der Träger der 
freien Jugendhilfe Angebote zur Fortbildung ihrer 
Mitarbeiter unterbreiten. 
 

(2) Die Fortbildung der Beschäftigten von Kinder-
tageseinrichtungen sowie von Kindertagespflege-
personen ist Aufgabe des Landesjugendamtes 
und der örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe. ²Darüber hinaus unterbreiten die Verbände 
der Träger der freien Jugendhilfe Angebote zur 
Fortbildung ihrer Beschäftigten. 
 

Der Begriff „Beschäftigten“ dient einer geschlechterge-
rechten Sprache.  
 
Durch die Umwandlung der Soll-Regelung in eine Ist-Re-
gelung wird ein höherer Grad der Verbindlichkeit er-
reicht.  
 

(4) Die Träger der Kindertageseinrichtungen sorgen 
dafür, dass die pädagogischen Fachkräfte regelmä-
ßig Zugang zu Angeboten der Fortbildung und Fach-
beratung haben. 
 

(4) Die Träger der Kindertageseinrichtungen ge-
währleisten, dass die pädagogischen Fachkräfte 
zur Sicherung und Verbesserung der Qualität der 
pädagogischen Arbeit regelmäßig Zugang zu An-
geboten der Fortbildung und Fachberatung sowie 
zur beruflichen Praxisberatung und kollegialem 
Austausch, zum Beispiel Coaching, Counselling 
und Supervision, haben. Diese Angebote können 
auch gemeinsam mit Fachkräften kooperierender 
Einrichtungen wahrgenommen werden. 
 

Mit dem Begriff „gewährleisten“ werden die Träger der 
Kindertageseinrichtungen stärker in die Pflicht genom-
men. Die Ergänzung in Satz 1 dient außerdem einer Ziel-
beschreibung. Zudem werden mögliche Beispiele aus 
dem Portfolio von Methoden benannt, um einen größe-
ren Praxisbezug herzustellen.  
 
Mit dem neuen Satz 2 wird die Möglichkeit gemeinsamer 
Fortbildungen kooperierender Einrichtungen ausdrück-
lich benannt, was aber bereits gelebte Praxis ist. 
 

(5) Die Anforderungen an die Qualifikation und Fort-
bildung der pädagogischen Fachkräfte in Kinderta-
geseinrichtungen, der Kindertagespflegepersonen 
sowie der Fachberater regelt das Sächsische 
Staatsministerium für Kultus durch Rechtsverord-
nung. 
 

(5) Die Anforderungen an die Qualifikation und 
Fortbildung der pädagogischen Fachkräfte in Kin-
dertageseinrichtungen, der Kindertagespflegeper-
sonen sowie der Fachberatung regelt das Staats-
ministerium für Kultus durch Rechtsverordnung. 
 

Die Änderung dient zur Umsetzung einer geschlechter-
gerechten Sprache.  
 
Bei der Streichung des Wortes „Sächsische“ handelt es 
sich um eine redaktionelle Änderung.  
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§ 22a 

Monitoring 
  

   
 (4) Das Staatsministerium für Kultus prüft regelmä-

ßig die Kostenentwicklung in der Kindertagesbe-
treuung und berichtet darüber mindestens einmal 
in der Legislaturperiode dem Landtag. 

Die regelmäßige Berichterstattung zur Kostenentwick-
lung in der Kindertagespflege bezieht sich auf die gemäß 
§ 14 Absatz 2 SächsKitaG ermittelten und bekanntzuma-
chenden Kosten.Die Berichtspflichten des Staatsminis-
teriums für Kultus gegenüber dem Sächsischen Landtag 
sollen ab der nächsten Legislaturperiode gelten. Dies 
wird durch Artikel 2 klargestellt, wonach diese Regelung 
zum 1. Januar 2025 in Kraft treten soll.  
 

   
Abschnitt 5 

In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten 
Abschnitt 5 

Übergangsvorschrift 
 

   
§ 23 

Übergangsvorschriften 
§ 23 

Übergangsvorschrift 
 

   
(1) § 18 Absatz 1 Satz 4 gilt mit der Maßgabe, dass 
sich der Landeszuschuss zwischen 
dem 1. Juni 2019 und dem 30. Juni 2019 auf 2 
733 Euro beläuft.  
 

§ 18 Absatz 1 Satz 4 gilt mit der Maßgabe, dass 
sich der Landeszuschuss zwischen dem 1. Januar 
2023 und dem 31. Juli 2023 auf 3 237 Euro beläuft. 

Die bisherigen Übergangsvorschriften sind wegen Zeit-
ablauf erledigt. Zum Zweck der Deregulierung werden 
diese daher aufgehoben.  
 
Der Landeszuschuss nach § 18 Absatz 1 Satz 4 Sächs-
KitaG erhöht sich in zwei Schritten. Die Anhebung um 
200 Euro zum Ausgleich gestiegener Personal- und 
Sachkosten aufgrund der allgemeinen Kostenentwick-
lung soll bereits ab dem 1. Januar 2023 die Gemeinden 
entlasten. Damit gilt vom 1. Januar bis zum 31. Juli 2023 
übergangsweise ein Landeszuschuss von 3 237 Euro. 
Mit dem Inkrafttreten der Schlüsselverbesserung nach § 
12 Absatz 2 Nummer 6 SächsKitaG am 1. August 2023 
erhöht sich der Landeszuschuss zum Ausgleich der hier-
durch entstehenden Mehrbelastung der Gemeinden auf 
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den in § 18 Absatz 1 Satz 4 SächsKitaG geregelten Be-
trag von 3 455 Euro. 

(2) Im Monat Juni 2019 wird den Gemeinden ein zu-
sätzlicher Landeszuschuss in Höhe von 25 Euro für 
jedes am 1. April 2018 in Kindertagespflege aufge-
nommene Kind gezahlt zur Finanzierung des mit der 
Umsetzung von § 14 Absatz 6 Satz 4 im Jahr 2019 
entstehenden einmaligen Erfüllungsaufwandes. 

aufgehoben  

    
 


